Unter der Traegerschaft von Aktion Suehnezeichen/Friedensdienste wurde der Stukenbrocker Appell von April 1994 bis 1997  koordiniert
 
Stukenbrocker Appell
Vom 22. bis 24. April 1994 kamen in Schloß Holte-Stukenbrock 50 Historikerinnen und Historiker sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen zusammen, um sich mit dem Thema "Sowjetische Kriegsgefangene und Kriegsgefangenenlager im Deutschen Reich 1941-1945" auseinanderzusetzen. 
Stukenbrock ist der Ort, an dem zwischen 1941 und 1945 etwa 300 000 sowjetische Kriegsgefangene unter menschenunwuerdigen und voelkerrechtswidrigen Bedingungen gefangengehalten wurden. Von ihnen haben 65 000 die Lagerzeit nicht ueberlebt. Ehemals sowjetische Buerger, die durch das NS-Regime verfolgt worden sind - Überlebende von Konzentrationslagern, Kriegs- gefangenschaft und Zwangsarbeit - haben bis heute keine umfassende "Entschaedigung" erhalten. 

Das am 16. Dezember 1992 unterzeichnete Abkommen zwischen Bundeskanzler Helmut Kohl und dem Praesidenten der Russischen Foederation Boris Jelzin stellt 
1 Milliarde DM fuer die NS-Opfer in der ehemaligen Sowjetunion zur Verfuegung. Die Regelung der Vergabe liegt in den Haenden der in Moskau, Kiew und Minsk zu gruendenden Stiftungen "Verstaendigung und Aussoehnung". 
Die Umsetzung dieser humanitaeren Ausgleichsregelung erfordert jedoch noch umfangreiche Bemuehungen der beteiligten Staaten, denn die Betroffenen wissen zumeist nicht, an wen sie sich wenden sollen.

Wir appellieren an die verantwortlichen Unterzeichner dafuer zu sorgen, daß die ueberlebenden Opfer nationalsozialistischer Willkuer moeglichst rasch und unbuerokratisch das erhalten, was ihnen aufgrund der Verein- barungen zugesichert wurde. 

Klarheit ueber die die Stiftungen betreffenden Sachverhalte zu gewinnen ist um so dringlicher, als die betroffenen Menschen alt und krank sind und oft in schlechten sozialen Verhaeltnissen leben. Sie benoetigen eine alsbaldige Auszahlung der Gelder und sofortige Informationen darueber, was sie unternehmen sollen, um diese zu erhalten.

Als Buergerinnen und Buerger der Bundesrepublik Deutschland sehen wir uns in der Verantwortung, auf die Umsetzung des Abkommens zu achten.
Wir bitten darum, in Kenntnis gesetzt zu werden,
- wo sich der Sitz der Stiftung in Moskau / Kiew / Minsk befindet   (Adresse,  Telefon, Oeffnungszeiten);
- wo das Stiftungsvermoegen deponiert ist (Geldinstitut, Kontonummer   etc.) und  welche Moeglichkeit besteht, von Deutschland aus Gelder
  einzuzahlen, damit sich beispielsweise auch Betriebe, die an Zwangs-
  arbeit verdient haben, beteilige  koennen; 
- wie die Vergabekommission zustandegekommen ist und wie sie zu-  sammengesetzt ist, wobei wir die Beteiligung der Betroffenen und ihrer
  Verbuende sowie unabhaengiger Beobachter (beispielsweise von
  "Memorial") voraussetzen;       
- wer persoenlich fuer die Verwendung der Gelder verantwortlich zeichnet;
- welche Kriterien zur Vergabe der Gelder angewendet werden; 
- welches Verfahren die Betroffenen durchlaufen sollen;
- wie die russische / ukrainische / weissrussische oeffentlichkeit ueber all   diese  Fragen  informiert wurde und wird, wobei wir von regelmaessiger   und umfassender Information durch die Massenmedien ausgehen;
- wie die Stiftungen in dem betreffenden baltischen Staat bzw. der    Moldavien vertreten sind (die Moskauer Stiftung in Litauen und   Lettland, die Kiewer in Moldavien und die Minsker in Estland) und wie    die dortige oeffentlichkeit informiert wurde und wird;
- an wen sich NS-Opfer wenden sollen, die nicht in den genannten
  sieben Staaten, jedoch auf dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion
  leben.
Da sowjetische Kriegsgefangene im damaligen Deutschen Reich als Zwangsarbeiter beschaeftigt worden sind, erwarten wir, dass auch sie an der humanitaeren Ausgleichsregelung beteiligt werden. Daraus ergibt sich notwendig eine Aufstockung des Stiftungsvermoegens.
Wir appellieren an alle beteiligten Staaten und die jeweiligen Stiftungen, das Abkommen umsichtig und schnell umzusetzen. Es besteht dringender Handlungsbedarf, da fuer die Überlebenden jeder Monat zaehlt und es in wenigen Jahren zu spaet sein wird.
Ich unterstütze den Stukenbrocker Appell

Anmerkung: 
Der Stukenbrocker Appell wurde von vielen Einzelpersonen wie Ignaz Bubis, Mitglieder des Bundestages, Dr. Jochen Vogel; Gregor Gysi u.a. MdB sowie  Leo Kopelev, Jens Reich, Bundespräsidentkandidat; Günter Grass, Bischöfin Jaspers, Franz von Hammerstein, Kurt Goldstein (Auschwitz-Komitee) und von Verfolgtenorganisationen und Initiativen unterstützt. Es waren weit mehr als 500 
